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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 57 Ausgegeben Danzig, den 14. September 1938 
Tag Inhalt Seite 
31. 8. 1938 Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Ehegeſetzee s 5 


31. 8. 1938 Verordnung über die Anderung und Ergänzung familienrechtlicher Vorſchriften und über die Rechts⸗ 
terung f ee ee ae 

31. 8. 1938 Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Anderung und Ergänzung familienrechtlicher 
Vorſchriften und über die Rechtsſtellung der Staatenloſen 375 


„ 0000 TEO-NSOON 


142 Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung des Ehegeſetzes. 
Vom 31. Auguſt 1938. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 25 und 26 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes 
verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) ſowie des $ 101 des Ehegeſetzes vom 
25. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 249) wird zur Durchführung und Ergänzung des Ehegeſetzes folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 7 5 

1. Befreiung von Ehevorausſetzungen und Eheverboten 
A. Ehemündigkeit 
8 1 
Zuſtändigkeit 

Über die Befreiung vom Erfordernis der Ehemündigkeit ($ 1 des Ehegeſetzes) entſcheidet das 

Vormundſchaftsgericht, das für den Verlobten, der der Befreiung bedarf, zuſtändig iſt. 


8 2 
Richtlinien 
Die Befreiung vom Erfordernis der Ehemündigkeit iſt dem Mann zu verſagen, wenn er ſeiner 
Hilfsdienſtpflicht noch nicht genügt hat und die zuſtändige Dienſtſtelle des Staatlichen Hilfsdienſtes 
aus dieſem Grunde gegen die beabſichtigte Eheſchließung Bedenken erhebt. 


B. Schwä gerſchaft 
8 3 
Zuſtändigkeit 
(1) Über die Befreiung vom Eheverbot wegen Schwägerſchaft (§ 7 des Ehegeſetzes) entſcheidet 
der Gerichtspräſident. f N 
(2) Der Senat behält ſich vor, in Fällen beſtimmter Art ſelbſt zu entſcheiden oder im Einzel⸗ 
fall die Entſcheidung an ſich zu ziehen. — ee 
8 4 
Richtlinien 
(1) Bei der Entſcheidung über die Befreiung vom Eheverbot wegen Schwägerſchaft ſind die 
geſamten Umſtände des Falles zu berücksichtigen. Für jeden Beteiligten ſind ein polizeiliches Führungs⸗ 
zeugnis, ein ärztliches Geſundheitszeugnis, ſeine Geburtsurkunde und die Heiratsurkunde ſeiner Eltern 
beizubringen; ſind die Staatsangehörigkeitsverhältniſſe eines Beteiligten zweifelhaft, ſo kann die Bei- 
bringung eines Staatsangehörigkeitsausweiſes verlangt werden. 5 
Alechter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 9. 1938.) 


— 
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(2) Die Befreiung it in der Regel erſt zu erteilen, wenn ſeit Auflöſung oder Nichtigerklärung 
der Ehe, auf der die Schwägerſchaft beruht, ein Jahr verſtrichen iſt. Sie ſoll verſagt werden, wenn 
der Mann erheblich jünger iſt als die Frau oder wenn die beabſichtigte Ehe aus geſundheitlichen Grün⸗ 
den unerwünſcht iſt. 


(3) Die Vorbereitung der Entſcheidung liegt dem Amtsgericht ob. 


C. Ehebruch 


§ 5 
Zuſtändigkeit 
(1) Über die Befreiung vom Eheverbot wegen Ehebruchs (§ 9 des Ehegeſetzes) entſcheidet der 
Gerichtspräſident. 
(2) Der Senat behält ſich vor, in Fällen beſtimmter Art ſelbſt zu entſcheiden oder im Einzelfall 
die Entſcheidung an ſich zu ziehen. 
§ 6 
Richtlinien 
eb ein ſchwerwisgender Grund zur Verſagung der Befreiung vom Eheverbot wegen Ehe⸗ 
bruchs vorliegt, iſt unter Berückſichtigung aller Umſtände des Falles, insbeſondere der perſönlichen 
Eigenſchaften der Beteiligten und ihres Verhaltens, zu prüfen. 8 4 Abi. 1 Satz 2 iſt anzuwenden. 
(2) Ein ſchwerwiegender Grund zur Verſagung der Befreiung liegt insbeſondere dann vor, wenn 
mit hoher Wahrſcheinlichkeit anzunehmen iſt, daß die neue Ehe nicht von Beſtand ſein wird, oder 
wenn ihre Schließung im Intereſſe der Volksgemeinſchaft unerwünſcht iſt. 
(8) Die Vorbereitung der Entſcheidung liegt der Zivilkammer ob. Dieſe kann ſich der Hilfe eines 
Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle bedienen. 


D. Ehefähigkeitszeugnis für Ausländer 


8 7 
f Zuſtändigkeit 

(1) Über die Befreiung von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugniſſes für Ausländer ent⸗ 
ſcheidet der Gerichtspräſident. 

(2) Der Senat behält ſich vor, in Fällen beſtimmter Art ſelbſt zu entſcheiden oder im Einael- 
fall die Entſcheidung an ſich zu ziehen. 
| 5 8 8 

Richtlinien 

(1) Eine Befreiung von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugniſſes ſoll grundſätzlich nur 
Staatenloſen ſowie Angehörigen ſolcher Länder gewährt werden, deren innere Behörden Zeug⸗ 
niſſe dieſer Art nicht ausſtellen. Angehörigen anderer Länder iſt Befreiung nur in beſonderen Aus⸗ 
nahmefällen zu gewähren. 

(2) Bei der Entſcheidung über die Befreiung ſind die geſamten Verhältniſſe der Verlobten zu 
berückſichtigen. Wegen der Beibringung von Nachweiſen über die Ehefähigkeit gilt S 21 Abſ. 2 Satz 3 
und 4, Abſ. 3 bis 5 der Erſten Verordnung zur Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes vom 
2. September 1938 (G. Bl. S. 315). 

(3) Die Befreiung gilt nur für die Dauer von ſechs Monaten. Dies iſt in der Befreiung sürkunde 
zu vermerken. ! 

(4) Der Den, vor dem die Che beschossen werden ſoll, — den Antrag entgegen⸗ 
zunehmen und die Entſcheidung vorzubereiten. 


0 E. Sonſtige Beſtimmungen 
8 9 

Wartezeit, Aufgebot, Ehefähigkeitszeugnis für deutſche Staatsangehörige 

Für die Befreiung vom Eheverbot der Wartezeit, für die Befreiung vom Aufgebot, für die Ab⸗ 
kürzung der Aufgebotsfriſt ſowie für die Ausſtellung von Ehefähigkeitszeugniſſen für deutſche Staats⸗ 
angehörige im Ausland gelten die Vorſchriften im § 27 Abſ. 2 und in den 88 31, 82 und 114 der 
Erſten Verordnung zur Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes vom 2. September 1938 G. Bl. 
S. 315). 
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8 10 
Fortdauer der Zuſtändigkeit 
(1) Die Zuſtändigkeit der in den vorſtehenden Vorſchriften bezeichneten Behörden wird durch eine 
Veränderung der ſie begründenden Umſtände nicht berührt. 
(2) Entſcheidungen, durch die einem Geſuch ſtattgegeben wird, ſind nicht deshalb unwirlſam, weil 
ſie von einer örtlich unzuſtändigen Behörde erlaſſen ſind. ze 


\ 8 11 
Beſonderes für Juſtizverwaltungsentſcheidungen 
(1) Die in den Fällen der 88 1, 3, 5 und 7 vorgeſehenen Entſcheidungen ſind Juſtizverwaltungs⸗ 
entſcheidungen. Gegen die Entſcheidung, durch die ein Geſuch abgelehnt wird, findet die Beſchwerde an 
den Gerichtspräſidenten ſtatt. 
(2) Gegen ablehnende Entſcheidungen des Gerichtspräſidenten iſt Beſchwerde zuläſſig. Die Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſchwerde ſteht dem Senat zu. 


§ 12 fehlt 


II. Weitere Durchführungsbeſtimmungen 
s 13 
Wiederholung der Eheſchließung 
Das Verbot der Doppelehe (8 8 des Ehegeſetzes) ſteht einer Wiederholung der Eheſchließung nicht 
entgegen, wenn die Ehegatten Zweifel an der Gültigkeit oder an dem Fortbeſtand ihrer Ehe hegen. 


§ 14 fehlt 


8 15 
Eheſchließung von Ausländern 
Ausländer im Sinne des $ 14 des Ehegeſetzes ſind Perſonen, die die Danziger Staatsangehörigkeit 
nicht beſitzen. 

E 8 16 a e 
Vermögensrechtliche Beziehungen der Ehegatten aus einer nichtigen Ehe 
Soweit auf die vermögensrechtlichen Beziehungen der Ehegatten aus einer für nichtig erklärten Ehe 

die im Falle der Scheidung geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung finden ($ 31 Abſ. 1 des 
Ehegeſetzes), kann im Falle des 8 69 Abſ. 2 des Ehegeſetzes jeder Ehegatte Unterhalt ohne Rückſicht 
darauf verlangen, wer die Nichtigkeitsklage erhoben hatte. 5 


s 17 
Schuldausſpruch im Aufhebungsurteil 
Wird die Ehe aufgehoben und iſt ein Ehegatte im Sinne des 8 42 Abſ. 2 des Ehegeſetzes oder 
des 8 19 Abſ. 2 dieſer Verordnung als ſchuldig anzuſehen, ſo iſt dies im Urteil auszusprechen. 


8 18 
Zuſammentreffen von Aufhebungs- und Scheidungsbegehren 
Wird in demſelben Rechtsſtreit Aufhebung und Scheidung der Ehe begehrt und ſind die Begehren 
begründet, ſo iſt nur auf Aufhebung der Ehe zu erkennen. Die Schuld eines Ehegatten, welche das 
Scheidungsbegehren oder einen Schuldantrag gegenüber dieſem Begehren rechtfertigt, iſt im Schuld⸗ 
ausſpruch (8 17 dieſer Verordnung, 88 60 und 61 des Ehegeſetzes) zu berückſichtigen. Iſt hiernach jeder 
der Ehegatten als ſchuldig anzuſehen, ſo ſind beide für ſchuldig zu erklären. Iſt das Verſchulden des 
einen Ehegatten erheblich ſchwerer als das des anderen, ſo iſt zugleich auszusprechen, daß ſeine Schuld 
überwiegt. f 
8 19 
Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung ' 
(1) In den Fällen des 8 44 des Ehegeſetzes kann die Aufhebung der Ehe nur binnen eines 
Jahres begehrt werden. Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Ehegatte aus der früheren 
Ehe Kenntnis davon erlangt hat, daß der für tot erklärte Ehegatte noch lebt. Br 


ee 
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(2) Soweit fid in den Fällen des § 44 des Ehegeſetzes die Folgen der Aufhebung nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Folgen der Scheidung beſtimmen, iſt der beklagte Ehegatte als ſchuldig anzuſehen, 
wenn er bei der Eheſchließung gewußt hat, daß der für tot erklärte Ehegatte die Todeserklärung über⸗ 
lebt hat. 

8 20 
Name der geſchiedenen Frau 

(1) Die Vorſchriften, die für die Entgegennahme und Beglaubigung der Erklärung über die 
Wiederannahme ihres früheren Familiennamens durch die geſchiedene Frau maßgebend ſind ($ 49 der 
Erſten Verordnung zur Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes vom 2. September 1938 (G. Bl. 
S. 323) gelten auch für die Wiederannahme eines früheren Ehenamens. 

(2) Die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts, dem die im § 65 des Ehegeſetzes vorgeſehenen 
Verrichtungen zugewieſen ſind, beſtimmt ſich nach $ 43 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 in der Faſſung vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. 
S. 771). Maßgebend iſt der Wohnſitz oder der Aufenthalt der Frau. 


III. Anderungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Einführungsgeſetzes 
§ 21 
§ 1478 Abſ. 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 

„Das im Abſ. 1 beſtimmte Recht ſteht auch einem ſchuldig geſchiedenen Ehegatten, wenn 
der andere für überwiegend ſchuldig erklärt ift, oder dem ſchuldloſen Ehegatten zu, deſſen Ehe 
auf Verlangen des anderen Ehegatten geſchieden worden iſt. Iſt die Ehe aufgehoben und iſt 
nur ein Ehegatte als ſchuldig anzuſehen, ſo ſteht das Recht dem anderen Ehegatten, iſt keiner 
der Ehegatten als ſchuldig anzuſehen, ſo ſteht es dem beklagten Ehegatten zu.“ 


8 22 
$ 1609 Abf. 2 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 
„Iſt die Ehe geſchieden oder aufgehoben, ſo geht der unterhaltsberechtigte Ehegatte den voll⸗ 
jährigen oder verheirateten Kindern ſowie den übrigen Verwandten des Unterhaltspflich⸗ 
tigen vor.“ 
8 23 
§ 1621 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 

„Der Vater und die Mutter können die Ausſteuer verweigern, wenn ſich die Tochter 
ohne ihre Einwilligung verheiratet hat und dieſe Einwilligung nach § 3 des Ehegeſetzes er⸗ 
forderlich war.“ 

8 24 
§ 1721 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 
„Ss 1721 

Iſt die Ehe der Eltern nichtig, ſo finden die Vorſchriften der SS 29 und 30 des Ehe⸗ 

geſetzes entſprechende Anwendung.“ 
8 25 : 
§ 1899 Abſ. 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 
„Stammt der Mündel aus einer nichtigen Ehe und gilt er als ehelich, ſo iſt ein Eltern⸗ 
teil nur berufen, wenn ihm die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung nicht bekannt war.“ 
N 8 26 
§ 1900 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 
„§ 1900 

Der Ehegatte des Mündels darf vor den Eltern und den Großvätern zum Vormund 
beſtellt werden. Stammt der Mündel aus einer nichtigen Ehe und gilt er als ehelich, ſo darf 
die Mutter vor den Großvätern zum Vormund auch dann beſtellt werden, wenn ihr die 
Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung bekannt war. 

Die uneheliche Mutter darf vor dem Großvater zum Vormund beſtellt werden.“ 

8 27 
(1) $ 1933 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 
58 1933 

Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ſowie das Recht auf den Voraus iſt ausge⸗ 

ſchloſſen, wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung oder Aufhebung der Ehe 


b 365 
zu klagen berechtigt war und die Klage erhoben hatte, ſofern im Falle der Scheidung oder 
Aufhebung der Ehegatte als ſchuldig anzuſehen wäre.“ 
(2) Iſt der Erbfall vor Inkrafttreten des Ehegeſetzes eingetreten, jo iſt $ 1933 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in ſeiner bisherigen Faſſung anzuwenden. 


8 28 
(1) 8 2077 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 

„Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaſſer ſeinen Ehegatten bedacht hat, iſt un⸗ 
wirkſam, wenn die Ehe nichtig oder wenn ſie vor dem Tode des Erblaſſers aufgelöſt worden 
iſt. Der Auflöſung der Ehe ſteht es gleich, wenn der Erblaſſer zur Zeit feines Todes auf 
Scheidung oder Aufhebung der Ehe zu klagen berechtigt war und die Klage erhoben hatte, 
ſofern im Falle der Scheidung oder Aufhebung der Ehegatte als ſchuldig anzuſehen wäre.“ 

(2) Iſt der Erbfall vor Inkrafttreten des Ehegeſetzes eingetreten, fo iſt 8 2077 Ubi. 1 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs in ſeiner bisherigen Faſſung anzuwenden. 


8 29 
Im Artikel 17 Abſ. 4 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch werden die Worte 
„ſowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft“ geſtrichen. 


IV. Anderung des Verfahrens in Ehe⸗ und Kindſchaftsſachen 
A. Verfahren in Eheſachen 
8 30 
Ausſchluß der Offentlichkeit 
§ 170 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 
5 „s 170 
Die Verhandlung in Eheſachen iſt nicht öffentlich.“ 


8 31 
Mitwirkung des Staatsanwalts 
5 607 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 

„Ss 607 
In Eheſachen iſt der Staatsanwalt zur Mitwirkung befugt, um die vom Standpunkt der 
Volksgemeinſchaft für die Aufrechterhaltung oder die Auflöſung der Ehe ſprechenden Um⸗ 
ſtände geltend zu machen. Hierzu kann er allen Verhandlungen beiwohnen, ſich über die zu 
erlaſſende Entſcheidung gutachtlich äußern und neue Tatſachen und Beweismittel vorbringen. 
Im Verfahren über eine Scheidungsklage, eine Aufhebungsklage oder eine Klage auf 
Herſtellung des ehelichen Lebens kann der Staatsanwalt gegen den Widerſpruch der die Auf⸗ 
löſung der Ehe begehrenden oder ihre Herſtellung verweigernden Partei neue Tatſachen nur 

inſoweit vorbringen, als ſie geeignet ſind, der Aufrechterhaltung der Ehe zu dienen.“ 


8 32 
Sühne verſuch 
Mit Wirkung vom 1. Oktober 1938 gilt folgendes: 
1. 5 608 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
„& 608 
Wer eine Scheidungsklage oder eine Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens beab⸗ 
ſichtigt, hat bei dem für die Klage zuſtändigen Gericht einen Sühneverſuch zu beantragen. In 
dem Antrag hat er die Gründe anzugeben, auf die er die Klage ſtützen will. Der Antrag 
kann vor der Geſchäftsſtelle zu Protokoll erklärt werden.“ 
2. 8 609 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
58 609 3 
Der Vorſitzende kann den Sühneverſuch erlaſſen, wenn ſich der Beklagte im Ausland auf⸗ 
hält oder wenn ſein Aufenthalt unbekannt iſt, wenn dem Sühneverſuch ein anderes ſchwer 
zu beſeitigendes Hindernis entgegenſteht, das von dem Kläger nicht verſchuldet iſt, oder wenn 
die Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs mit Beſtimmtheit vorauszuſehen iſt. 
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Solange den Vorſchriften über den Sühneverſuch nicht genügt iſt, hat der Vorſitzende 

die Anberaumung des Termins zur mündlichen Verhandlung abzulehnen.“ 
3. $ 610 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
8 „Ss 610 

Der Sühneverſuch findet vor dem Vorſitzenden oder einem von ihm beauftragten Mit⸗ 
glied des Gerichts ſtatt. Zu dem Termin iſt das perſönliche Erſcheinen der Parteien anzu⸗ 
ordnen. Die Parteien ſind von Amts wegen und perſönlich zu laden. Dem Gegner iſt eine 
Abſchrift des Antrags mitzuteilen. 

Erſcheint zu dem Sühneverſuch der Kläger nicht, ſo hat er einen neuen Sühneverſuch zu 
beantragen. Erſcheint der Kläger, aber nicht der Beklagte, ſo kann der Richter die einmalige 
Wiederholung des Sühneverſuchs anordnen; andernfalls iſt der Sühneverſuch als mißlungen 
anzuſehen. 

Die Parteien können ſich in dem zum Sühneverſuch beſtimmten Termin nicht durch Be⸗ 
vollmächtigte vertreten laſſen. Beiſtände können zurückgewieſen werden.“ 

4. 8 611 der Zivilprozeßordnung wird aufgehoben. 


B 8 33 
Prozeßfähigkeit 
8 612 Abſ. 1 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 

„In Eheſachen iſt ein in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkter Ehegatte prozeßfähig; dies 
gilt jedoch inſoweit nicht, als nach 8 35 des Ehegeſetzes nur ſein geſetzlicher Vertreter die Auf⸗ 
hebung der Ehe begehren kann.“ 

8 34 
Zurücknahme der Klage 
Nach 8 614 der Zivilprozeßordnung wird als neuer § 614 a folgende Vorſchrift eingefügt: 
„s 614 a 

Die Klage kann bis zur Rechtskraft des Urteils mit der Folge zurückgenommen werden, 
daß ein bereits ergangenes Urteil wirkungslos wird, ohne daß es ſeiner ausdrücklichen Auf⸗ 
hebung bedarf. 

Die Zurücknahme und, ſoweit ſie zur Wirkſamkeit der Zurücknahme erforderlich iſt, auch 
die Einwilligung des Beklagten ſind dem Gericht gegenüber zu erklären. Die Erklärungen können 
auch vor dem beauftragten oder dem erſuchten Richter, insbeſondere auch im Verfahren nach 
§ 118 a Abſ. 2 Satz 1, ſowie durch Einreichung eines Schriftſatzes abgegeben werden.“ 


8 35 
Beſchränkung der Parteiverfügung über den Streitſtoff 
8 617 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
„§ 617 
Die Vorſchriften über die Wirkung eines Anerkenntniſſes, über die Folgen der unter⸗ 
bliebenen oder verweigerten Erklärung über Tatſachen oder über die Echtheit von Urkunden, 
die Vorſchriften über den Verzicht der Partei auf die Beeidigung der Gegenpartei oder von 
Zeugen und Sachverſtändigen und die Vorſchriften über die Wirkung eines gerichtlichen Ge⸗ 
ſtändniſſes finden keine Anwendung.“ 
= 8 36 
Ausſetzung des Verfahrens 
(1) 5 620 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
„Ss: 620 N 
Hat der Kläger die Ausſetzung des Verfahrens über eine Klage auf Herſtellung des 
ehelichen Lebens oder über eine Scheidungsklage beantragt, ſo darf das Gericht über die 
Herſtellungsklage nicht entſcheiden oder auf Scheidung nicht erkennen, bevor das Verfahren 
ausgeſetzt war. Das Gericht ſoll die Ausſetzung von Amts wegen anordnen, wenn es zur 
gütlichen Beilegung des Rechtsſtreits zweckmäßig iſt. a | 
Auf Grund dieſer Beſtimmungen darf die Ausſetzung im Laufe des Verfahrens nur 
einmal und höchſtens auf ein Jahr angeordnet werden.“ 8 ; g 
(2) $ 621 der Zivilprozeßordnung wird aufgehoben. e 


367 


8 37 
Wahrheitsermittlung durch das Gericht 
§ 622 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 


„§ 622 

Das Gericht kann auch von Amts wegen die Aufnahme von Beweiſen anordnen und nach 
Anhörung der Parteien auch ſolche Tatſachen berücksichtigen, die von den Parteien nicht vor⸗ 
gebracht ſind. 

Im Verfahren über eine Scheidungsklage, eine Aufhebungsklage oder eine Klage auf 
Herſtellung des ehelichen Lebens kann das Gericht gegen den Widerſpruch der die Auflöſung 
der Ehe begehrenden oder ihre Herſtellung verweigernden Partei Tatſachen, die von den 
Parteien nicht vorgebracht ſind, nur inſoweit berückſichtigen, als ſie geeignet ſind, der Auf⸗ 
rechterhaltung der Ehe zu dienen.“ 

Ss 38 
Beweis durch Sachverſtändige; ärztliche Unterſuchung 
§ 623 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
ns. 623 

Auf Scheidung wegen eines in den SS 50 bis 53 des Ehegeſetzes genannten Scheidungs⸗ 
grundes ſoll erſt erkannt werden, wenn das Gericht das Gutachten eines ärztlichen Sachver⸗ 
ſtändigen eingeholt hat. Das Gericht kann die ärztliche Unterſuchung eines Ehegatten an⸗ 
ordnen, wenn dies zur Vorbereitung des Gutachtens erforderlich iſt. Weigert ſich der Ehe⸗ 
gatte ohne triftigen Grund, ſich der Unterfuhung zu unterziehen, jo findet 8 619 Abſ. 3 ent⸗ 
ſprechende Anwendung.“ 

8 39 
Einſtweilige Anordnungen 
1. 8 627 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
„Ss 627 

In Eheſachen kann das Gericht auf Antrag für die Dauer des Rechtsſtreits das Getrennt⸗ 
leben der Ehegatten geſtatten, ihren gegenſeitigen Unterhalt ſowie die Verpflichtung zur 
Leiſtung eines Prozeßkoſtenvorſchuſſes regeln, wegen der Sorge für die Perſon der gemein⸗ 
ſchaftlichen minderjährigen Kinder, ſoweit es ſich nicht um die geſetzliche Vertretung handelt, 
Anordnungen treffen und die Unterhaltspfliht gegenüber den Kindern im Verhältnis der 
Ehegatten zueinander ordnen. 

Der Antrag iſt zuläfſig, ſobald die Klage eingereicht oder der Termin zum Sühneverſuch 
beſtimmt iſt. 

Der Antrag kann vor der Geſchäftsſtelle zu Protokoll erklärt werden. Er ſoll die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anordnung glaubhaft machen. Über den Antrag wird durch Beſchluß ent⸗ 
ſchieden, der ohne mündliche Verhandlung ergehen kann. Zuſtändig iſt das Gericht erſter In⸗ 
ſtanz und, wenn der Rechtsſtreit in der Berufungsinſtanz ſchwebt, das Berufungsgericht. Wäh⸗ 
rend des Verfahrens vor dem Einzelrichter hat dieſer zu entſcheiden. 

Gegen den Beſchluß des Landgerichts findet die Beſchwerde ſtatt. Das Landgericht kann 
zur Entſcheidung über die Frage, ob es der Beſchwerde abhelfen will ($ 571), mündliche Ver⸗ 
handlung anordnen. Schwebt der Rechtsſtreit in der Berufungsinſtanz, ſo iſt die Beſchwerde 
bei dem Obergericht einzulegen.“ 

2. Nach § 627 der Zivilprozeßordnung wird als neuer 8 627 a folgende Vorſchrift eingefügt: 
„s 627 a 

Die nach 8 627 getroffenen Anordnungen wegen der Sorge für die Perſon der gemein⸗ 
ſchaftlichen minderjährigen Kinder bleiben während des Rechtsſtreits und im Falle der Auf⸗ 
löſung der Ehe durch Scheidung oder Aufhebung oder, ſofern das Kind nicht unehelich iſt, 
im Falle ihrer Nichtigkeit auch darüber hinaus ſo lange wirkſam, bis das Vormundſchafts⸗ 
gericht eine andere Anordnung getroffen hat.“ d 

3. Nach § 627 a der Zivilprozeßordnung wird als neuer § 627b folgende Vorſchrift eingefügt: 
a „8 627 b 

Das Gericht hat auf Antrag zugleich mit dem Urteil, durch das auf Scheidung oder Auf⸗ 

hebung der Ehe erkannt oder die Ehe für nichtig erklärt wird, einen Unterhaltsanſpruch, der 
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lid) nach den Vorſchriften des Ehegeſetzes für einen Ehegatten gegenüber dem anderen ergibt, 
für die Zeit nach der Rechtskraft des Arteils durch Beſchluß einſtweilen zu regeln. 

Der Beſchluß wird mit der Rechtskraft des Arteils vollſtreckbar, auf Grund deſſen er 
ergangen iſt. 5 

Wird das Arteil angefochten, ſo hat das Gericht zugleich mit ſeiner Entſcheidung über 
das Rechtsmittel darüber zu beſchließen, ob es den Beſchluß aufrechterhalten oder abändern 
will. 5 

Auf Antrag des Unterhaltspflichtigen hat nach Rechtskraft des Urteils das Gericht erſter 
Inſtanz eine Friſt zu beſtimmen, inner halb deren der Anterhaltsberechtigte wegen ſeiner 
Anſprüche die Klage zu erheben hat. Wird die Friſt nicht innegehalten, ſo hat das Gericht 
auf Antrag den Beſchluß aufzuheben. Die Entſcheidung über dieſen Antrag unterliegt der 
ſofortigen Beſchwerde. 

§ 627 Abſ. 3 Satz 1 bis 3 findet entſprechende Anwendung.“ 


8 40 
Anpaſſung des Verfahrensrechts an die Vorſchriften des Ehegeſetzes über die 
Aufhebungsklage 

Verfahrensrechtliche Vorſchriften über die Klage auf Anfechtung der Ehe ſind, ſoweit nicht etwas 
anderes beſtimmt iſt, ſinngemäß auf die Klage auf Aufhebung der Ehe zu beziehen. Insbeſondere 
tritt in den 88 152, 606, 612, 615 und 616 der Zivilprozeßordnung an die Stelle des Wortes 
„Anfechtung“ das Wort „Aufhebung“, an die Stelle des Wortes „Anfechtungsklage“ das Wort 
„Aufhebungsklage“ und an die Stelle des Wortes „anfechtbar“ das Wort „aufhebbar“; im § 155 
der Zivilprozeßordnung treten an die Stelle der Worte „Anfechtung der Ehe“ die Worte „Aufhe⸗ 
bung der Ehe“; im $ 616 der Zivilprozeßordnung treten an die Stelle der Worte „das Recht, die 
Scheidung zu verlangen oder die Ehe anzufechten“ die Worte „das Recht, die Scheidung oder die 
Aufhebung der Ehe zu verlangen“; im § 625 der Zivilprozeßordnung wird nach dem Wort „Schei⸗ 
dung“ das Wort „Aufhebung“ eingefügt. 


8 4¹ 
Anpaſſung des Verfahrensrechts an die Vorſchriften des Ehegeſetzes über die 
5 Nichtigkeitsklage 
(1) 8 632 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
8 „S 632 . 


Die Nichtigkeitsklage des Staatsanwalts iſt gegen beide Ehegatten und, wenn einer 
von ihnen verſtorben iſt, gegen den überlebenden Ehegatten zu richten. Die Nichtigkeitsklage 
des einen Ehegatten iſt gegen den anderen Ehegatten zu richten. 

Im Falle der Doppelehe iſt die Nichtigkeitsklage des Ehegatten der früheren Ehe gegen 
beide Ehegatten der ſpäteren Ehe zu richten.“ i 

(2) $ 636 der Zivilprozeßordnung wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
. „8 636 = 

Hat der Staatsanwalt die Nichtigkeitsklage zu Lebzeiten beider Ehegatten erhoben, ſo 
findet, wenn ein Ehegatte ſtirbt, $ 628 keine Anwendung. Das Verfahren wird gegen den 
überlebenden Ehegatten fortgeſetzt.“ 

8) Nach § 636 der Zivilprozeßordnung wird als neuer $ 636 a folgende Vorſchrift eingefügt: 
88863 

Das auf eine Nichtigkeitsklage ergehende Arteil wirkt, wenn es zu Lebzeiten beider 
Ehegatten oder, falls der Staatsanwalt die Nichtigkeitsklage erhoben hatte, des Längſt⸗ 
lebenden von ihnen rechtskräftig geworden iſt, für und gegen alle.“ 


8 42 
Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer Ehe 
§ 638 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
„Ss 638 
Die Vorſchriften der SS 633 bis 635 finden auf eine Klage, die die Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer Ehe zwiſchen den Parteien zum Gegenſtande hat, ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Das Arteil, durch das das Beſtehen oder Nichtbeſtehen der Ehe feſt⸗ 
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geſtellt wird, wirkt, wenn es zu Lebzeiten beider Parteien rechtskräftig geworden iſt, für und 
gegen alle.“ 
8 43 
Sonſtige Vorſchriften 
Die SS 629, 630 und 639 der Zivilprozeß ordnung werden aufgehoben. 


B. Verfahren in Rechtsſtreitigkeiten, welche die Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern 
und Kindern zum Gegenſtande haben 
5 9 44 
(1) 8 640 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
N 58 640 
Auf einen Rechtsſtreit, der die Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes, die Feſtſtellung 
des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Eltern⸗ oder Kindesverhältniſſes zwiſchen den Parteien 
oder die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens der elterlichen Gewalt der einen 
Partei über die andere zum Gegenſtande hat, finden die Vorſchriften des 8 607 Abſ. 1, der 
88 613, 614 a, 617, 618, 619, des $ 622 Abſ. 1 und der SS 625, 626, 628, 634, 635 und 
637 entſprechende Anwendung. 
Mit einer der im Abſ. 1 bezeichneten Klagen kann eine Klage anderer Art nicht ver⸗ 
bunden werden. Eine Widerklage anderer Art kann nicht erhoben werden. 
Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten auch für einen Rechtsſtreit, der die Feſtſtellung der 
Anehelichkeit eines Kindes im Falle des § 29 des Ehegeſetzes zum Gegenſtande hat. Hat der 
Staatsanwalt die Ehenichtigkeitsklage gegen die Eltern des Kindes oder nach dem Tode eines 
Elternteiles gegen den überlebenden Elternteil betrieben und ſind beide Eltern vor der Rechts⸗ 
kraft des Urteils geſtorben, ſo kann der Staatsanwalt von der Nichtigkeitsklage zur Klage 
auf Feſtſtellung der Anehelichkeit gegen das Kind übergehen.“ 
(2) S 641 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
2 58 641 Aude 
Für die Klage auf Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes iſt der Ehemann der Mutter 
prozeßfähig, auch wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt. Für einen geſchäftsun⸗ 
| fähigen Ehemann wird der Rechtsſtreit durch den geſetzlichen Vertreter geführt; der geſetz⸗ 
liche Vertreter kann die Anfechtungsklage nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
erheben.“ 
V. Anderungen anderer Geſetze 
8 45, 46 fehlen 


! 8 47 
§ 23 der Erbhofrechtsverordnung vom 15. Mai 1937 (G. Bl. S. 370) ſowie die Vorſchriften 
der 88 67 bis 72 der Erbhofverfahrensordnung vom 15. Mai 1937 (G. Bl. S. 384) gelten ent⸗ 
ſprechend, wenn die Ehe rechtskräftig aufgehoben wird. f 


8 48 
Die Kostenordnung vom 6. März 1937 (G. Bl. S. 217) wird wie folgt geändert: 
1. 8 87 Abſ. 1 Nr. 5 erhält folgende Faſſung: 
„5. für die Erſetzung der Einwilligung der Mutter zur Ehelichkeitserklärung;“. 
2. Im 8 87 Abſ. 1 wird nach der Nr. 5 folgende Nr. 6 eingefügt: a 
„6. für die Erſetzung der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters oder des Sorgeberechtigten 
zur Eingehung der Ehe oder der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters zu einer ohne 
ſeine Einwilligung geſchloſſenen Ehe; für die Erſetzung der Einwilligung oder Genehmigung 
eines Vormunds oder Pflegers wird eine Gebühr nicht erhoben.“ 
3. $ 87 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
„(3) In den Fällen des Abſ. 1 Nrn. 2 bis 5 iſt nur der Vater oder die Mutter, in den 
Fällen des Abſ. 1 Nr. 6 iſt nur der geſetzliche Vertreter oder der Sorgeberechtigte zah⸗ 
lungspflichtig.“ . 
4. 8 88 Abſ. 1 Nr. 2 erhält folgende Faſſung: f 
„2. für die in den SS 81, 82 und 97 des Ehegeſetzes vorgeſehenen vormundſchaftsgerichtlichen 
Anordnungen;“. 
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5. § 163a Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„2. An Gebühren werden erhoben: 

a) für die Befreiung von dem Erfordernis der Ehemündigkeit (8 1 
des Ehegeſetze ) .. 5, — bis 25, — G, 

b) für die Befreiung von den Ehen er det ede Schwägerſchaft und 
wegen Ehebruchs und für die Befreiung von der Beibringung des 
a. 12 Ausländer W 6, 7 und 14 des 8 
geſetze s 8 ee 10,— bis 500,— G. 


VI. Inkrafttreten, Abergangsvorſchriften 
8 49 
(1) Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1938 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt treten 
außer Kraft Artikel II SS 3 und 4 der Rechtsverordnung gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung 
und der Annahme an Kindes Statt vom 28. Februar 1934 (G. Bl. S. 130). 


(2) $ 614 a Abſ. 1 und Abſ. 2 Satz 2 der Zivilprozeßordnung (§ 34 dieſer Verordnung) iſt auch dann 
anzuwenden, wenn die Klage vor dem 1. Oktober 1938 zurückgenommen iſt. 


8 50 
Sühneverſuche, die vor dem 1. Oktober 1938 bei dem Amtsgericht beantragt ſind, werden nach 
den bisherigen Vorſchriften und mit den ſich daraus ergebenden Wirkungen durchgeführt. 


8 51 
Sit eine einſtweilige Verfügung gemäß § 627 der Zivilprozeßordnung vor dem 1. Oktober 1938 
erlaſſen, ſo bleiben inſoweit für das weitere Verfahren einſchließlich der Zwangsvollſtreckung die 
bisherigen Vorſchriften in Kraft. 
8 52 
Auf das Ehegeſetz und deſſen Ergänzungs- und Durchführungsvorſchriften finden bis zum In⸗ 
krafttreten des Perſonenſtandsgeſetzes vom 2. September 1938 (G. Bl. S. 307) und der dazu 
ergehenden . die er perſonenſtandsrechtlichen Vorſchriften ſinngemäß 
Anwendung. | 


Danzig, den 31. Auguſt 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
7.10% Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


S 
143 Verordnung 


über die Anderung und Ergänzung familienrechtlicher Vorſchriften und über die 
Rechtsſtellung der Staatenloſen. 


Nee Vom 31. Auguſt 1938. = 


1 


Auf Grund des S 1 Ziffer 25, 26 und 30 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver⸗ 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel 1 mit den SS 1 und 2 fehlt. 


Artikel 2 
Anfechtung der Ehelichkeit 
83 
§ 1593 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 
„Ss 1593 


Die Anehelichkeit eines Kindes, das während der Ehe oder innerhalb dreihundertundzwei 
Tagen nach der Auflöſung der Ehe geboren iſt, kann nur geltend 9 werden, wenn die 
Ehelichkeit angefochten iſt.“ 
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8 4 
§ 1594 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 
f „Ss 1594 

Die Ehelichkeit eines Kindes kann von dem Mann binnen Jahresfriſt angefochten werden. 

Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Mann Kenntnis von den Umſtänden 
erlangt, die für die Unehelichkeit des Kindes ſprechen. Sie beginnt früheſtens mit der Geburt 
des Kindes. 

Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 
88 203, 206 entſprechende Anwendung.“ 


§ 5 
Hinter $ 1595 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wird folgender S 1595 a eingefügt: 
ö „Ss 1595 a 
Sat der Mann die Ehelichkeit eines Kindes nicht innerhalb eines Jahres ſeit der Geburt 
des Kindes angefochten oder iſt er geſtorben oder iſt ſein Aufenthalt unbekannt, ſo kann der 
Staatsanwalt die Ehelichkeit anfechten, wenn er dies im öffentlichen Intereſſe oder im Inter⸗ 
eſſe des Kindes für geboten erachtet.“ 
: 8 6 
Die Vorſchriften der SS 1596 Abſ. 2 Satz 2, 1598, 1599 des Bürgerlichen Geſetzbuchs werden 


aufgehoben. 
§ 7 fehlt. 


8 8 
(1) Artikel 18 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch erhält folgenden Abſ. 2: 

„Auf die Anfechtung der Ehelichkeit finden die Danziger Geſetze auch dann Anwendung, 
wenn nur die Mutter des Kindes die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzt oder, falls ſie 
geſtorben iſt, im Zeitpunkt ihres Todes beſeſſen hat und das Kind im Zeitpunkt der An⸗ 
fechtung noch minderjährig ft oder, falls es geſtorben iſt, noch minderjährig wäre. Steht 
das Kind unter elterlicher Gewalt oder unter der Vormundſchaft der Mutter, ſo iſt ihm ein 
Pfleger zu beſtellen, ſoweit dies zur Wahrung ſeiner Rechte erforderlich iſt.“ 

(2) Für die Anfechtungsklage im Falle des Abſatzes 1 iſt, ſofern das Kind zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung noch lebt, das Landgericht in Danzig zuſtändig. 

(3) Für die Anfechtung der Ehelichkeit nach dem Tode des Kindes iſt das Amtsgericht Danzig 
als Nachlaßgericht zuſtändig. 

Artikel 3 
Abſtammungsfeſtſtellung mittels erb⸗ und raſſenkundlicher Anterſuchungen 
a 8 8 9 

(1) In familienrechtlichen Streitigkeiten haben ſich Parteien und Zeugen, ſoweit dies zur Feſt⸗ 
ſtellung der Abſtammung eines Kindes erforderlich iſt, erb- und raſſenkundlichen Unterſuchungen zu 
unterwerfen, insbeſondere die Entnahme von Blutproben zum Zwecke der Blutgruppenunterſuchung 
zu dulden. 

(2) Weigert ſich eine Partei oder ein Zeuge ohne triftigen Grund, ſo kann unmittelbarer Zwang 
angewendet, insbeſondere die zwangsweiſe Vorführung zum Zwecke der Unterſuchung angeordnet werden. 
Über die Rechtmäßigkeit der Weigerung entſcheidet das Gericht durch Beſchluß. Gegen den Beſchluß, 
durch den die Weigerung für unbegründet erklärt wird, ſteht dem zu Unterſuchenden, gegen den Be⸗ 
ſchluß, der der Weigerung ſtattgibt, den Parteien die ſofortige Beſchwerde zu. 


Artikel 4 . 
Heilung von Formmängeln bei der Annahme an Kindes Statt 
8 10 


(1) $ 1756 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgenden Abſ. 1: 
Diurch die rechtskräftige Beſtätigung wird die Verletzung einer für die Annahme an 
Kindes Statt vorgeſchriebenen Form geheilt. . 
(2) 8 1756 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bisheriger Faſſung wird § 1756 Abi. 2. 
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$:11 

8 1770 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 

„Die für die Annahme an Kindes Statt geltenden Vorſchriften der 88 1750, 1751, 
1753, des § 1754 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2 Satz 2, der SS 1755, 1756 Abſ. 1 gelten auch für 
die Aufhebung.“ 

Artikel 5 
Gerichtliche Aufhebung von Kindesannahmeverhältniſſen 
8 12 

(1) Das durch die Annahme an Kindes Statt begründete Rechtsverhältnis kann auf Antrag 
durch gerichtliche Entſcheidung aufgehoben werden, wenn wichtige Gründe in der Perſon des Anneh⸗ 
menden oder des Kindes die Aufrechterhaltung des Annahmeverhältniſſes ſittlich nicht mehr geredt- 
fertigt erſcheinen laſſen. 

(2) Hat ein Ehepaar gemeinſchaftlich ein Kind angenommen und liegt ein Aufhebungsgrund nur 
in der Perſon eines Ehegatten vor, ſo kann auch das Annahmeverhältnis zu dem anderen Ehegatten 
aufgehoben werden. 

(3) Die Aufhebung wirkt auch gegenüber den Abkömmlingen des Kindes, auf die ſich das An⸗ 
nahmeverhältnis erſtreckt hat. 

a 8 13 

(1) Der Antrag kann von der höheren Verwaltungsbehörde geſtellte werden, in deren Bezirk das 
für die Entſcheidung zuſtändige Gericht ſeinen Sitz hat. Sie ſoll den Antrag nur ſtellen, wenn ein 
dringendes öffentliches Intereſſe an der Aufhebung des Annahmeverhältniſſes vorliegt. 

(2) Der Annehmende kann den Antrag ſtellen, ı wenn der Aufhebungsgrund in der Perſon des 
Kindes vorliegt. 

(3) Das Kind kann den Antrag ſtellen, wenn der Aufhebungsgrund in der Perſon des An⸗ 
nehmenden vorliegt. Nach dem Tode des Kindes kann jeder ſeiner Abkömmlinge, auf den ſich die 
Wirkungen der Kindesannahme erſtrecken, den Antrag ſtellen. 

(J) Der Antrag kann zurückgenommen werden. 


8 14 

(1) Der Antrag kann nicht durch einen Vertreter geſtellt werden. 

(2) Minderjährige über vierzehn Jahre und andere in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Per⸗ 
ſonen bedürfen zur Stellung ſowie zur Zurücknahme des Antrags außer der Zuſtimmung ihres geſetz⸗ 
lichen Vertreters der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Für Minderjährige unter vierzehn 
Jahren und geſchäftsunfähige Perſonen kann der geſetzliche Vertreter den Antrag mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts ſtellen. Einem Antragsberechtigten, deſſen geſetzlicher Vertreter der An⸗ 
nehmende iſt, iſt ein Pfleger zu beſtellen. 

(3) Welche Behörde höhere Verwaltungsbehörde im Sinne dieſer Verordnung iſt, beſtimmt der 
Senat. 

815 

(1) Der Annehmende und das Kind, ſowie im Falle des $ 13 Abſ. 3 die Abkömmlinge des 
Kindes, auf die ſich die Wirkungen der Kindesannahme erſtrecken, können den Antrag nur zu Lebzeiten 
des anderen Teils ſtellen. 

(2) Stirbt, nachdem der Antrag geſtellt iſt, das Kind, ohne Abkömmlinge hinterlaſſen zu haben, 
auf die ſich die Wirkungen der Kindesannahme erſtrecken, ſo gilt der Antrag als zurückgenommen. 
Stirbt das Kind mit Hinterlaſſung ſolcher Abkömmlinge, ſo iſt das Verfahren für und gegen ſie 
fortzuſetzen. 

(3) Stirbt, nachdem der Antrag geſtellt iſt, der Annehmende, ſo iſt das Verfahren für und 
gegen diejenigen fortzuſetzen, die im Falle der Aufhebung des Annahmeverhältniſſes ſeine geſetzlichen 
Erben ſein würden. Hatte der Annehmende den Antrag geſtellt, ſo gilt dies auch, wenn nach ihm auch 
das Kind ſtirbt, ohne Abkömmlinge zu hinterlaſſen, auf die ſich die Wirkungen der Kindesannahme 
erſtrecken; das Verfahren wird gegen die Erben des Kindes fortgeſetzt. 

(4) Die höhere Verwaltungsbehörde kann den Antrag auch nach dem Tode des Annehmenden 
ſtellen. Nach dem Tode des Kindes kann ſie den Antrag nur ſtellen, wenn W Abkömmlinge hinter⸗ 
5 auf Die nn die Wirkungen der Kindesannahme erſtrecken. 


| 
8 16 
() Für die Eniſche bang über den Antrag iſt das Amtsgericht zuſtändig, das den Annahmevertrag 
beſtätigt hat. Iſt der Annahmevertrag vor einem Gericht beſtätigt, das nicht im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig liegt, ſo iſt das Amtsgericht Danzig zuſtändig. 
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(2) Das nach Abſ. 1 zuſtändige Gericht kann die Sache aus wichtigen Gründen an ein anderes zur 
Übernahme bereites Amtsgericht abgeben. Die Abgabe ſoll erfolgen, wenn weder der Annehmende 
noch das Kind ihren Wohnſitz oder Aufenthalt im Bezirk des nach Abſ. 1 zuſtändigen Gerichts haben. 
Einigen ſich die Gerichte nicht, jo findet $ 46 Abſ. 2 des Geſetzes über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit entſprechende Anwendung. 


8 17 
Die dem Gericht nach den Vorſchriften dieſes Artikels obliegenden Verrichtungen ſind Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


a 8 18 
(1) Der Antrag des Annehmenden, des Kindes oder eines Abkömmlings des Kindes iſt der 
höheren Verwaltungsbehörde mitzuteilen. Vor der Entſcheidung ſind alle Perſonen, auf die ſich das An⸗ 
nahmeverhältnis und ſeine Wirkungen erſtrecken, ſowie ihre Ehegatten zu hören. Iſt eine dieſer Per⸗ 
ſonen geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo iſt auch ihr geſetzlicher Vertreter zu 
hören. Iſt das Kind noch nicht 21 Jahre alt, ſo ſind auch ſeine leiblichen Eltern zu hören. 
(2) Die Anhörung kann unterbleiben, wenn ſie untunlich iſt. Eine Anhörung im Verfahren über 
die weitere Beſchwerde iſt in keinem Falle erforderlich. 


8 19 
Die Entſcheidung unterliegt der ſorfortigen Beſchwerde. Auf die ſofortige Beſchwerde finden die 
Vorſchriften des 8 14 Abſ. 1 und 2 entſprechende Anwendung. 


8 20 

(1) Beſchwerdeberechtigt ſind die Vertragsteile ſowie die Abkömmlinge und Erben, für und gegen 
die das Verfahren fortgeſetzt worden iſt. 

(2) War der Antrag nach dem Tode des Kindes geſtellt und iſt das Annahmeverhältnis aufge⸗ 
hoben worden, ſo ſind die Abkömmlinge des Kindes beſchwerdeberechtigt, auf die ſich die Aufhebung er⸗ 
ſtreckt; iſt die Aufhebung abgelehnt, jo ſteht die ſofortige Beſchwerde nur dem Abkömmling zu, der 
den Antrag geſtellt hatte. 

(3) Der höheren Verwaltungsbehörde ſteht die ſofortige Beſchwerde gegen jede die Aufhebung 
ablehnende Entſcheidung zu; § 13 Abſ. 1 Satz 2 gilt entſprechend. 

(4) § 24 Abſ. 3 und 8 26 Satz 2 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit finden keine Anwendung. 


8 21 i 

(1) Die Aufhebung des Annahmeverhältniſſes wird wirkſam, wenn der Aufhebungsbeſchluß gegen⸗ 
über allen Beſchwerdeberechtigten rechtskräftig geworden iſt. 

(2) Mit der Aufhebung verlieren das Kind und ſeine Abkömmlinge, auf die ſich die Aufhebung 
erſtreckt, das Recht, den Familiennamen des Annehmenden zu führen. Sie erlangen den früheren Fa⸗ 
miliennamen des Kindes. Dies gilt nicht, wenn ein Ehepaar gemeinſchaftlich ein Kind angenommen 
hat und das Annahmeverhältnis nur zu einem Ehegatten aufgehoben wird. 

(3) Iſt der Annehmende, nachdem der Antrag geſtellt war, geſtorben, ſo hat hinſichtlich des Erb⸗ 
rechts die Aufhebung die gleiche Wirkung, wie wenn ſie vor dem Tode des Annehmenden wirkſam ge⸗ 
worden wäre. 


Artikel 6 
Ehelichkeitserklärung 

8 22 
§ 1732 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wird aufgehoben. 

8 23 
8 1735 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 

„8 1735 f 

Auf die Wirkſamkeit der Ehelichkeitserklärung iſt es ohne Einfluß, wenn mit Anrecht 
angenommen worden iſt, daß ihre geſetzlichen Vorausſetzungen vorlagen.“ 
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Ss 24 
Hinter § 1735 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wird folgender 8 1735 4 eingefügt: 


„s 1735 a 
Die Verfügung, durch die ein Kind für ehelich erklärt worden iſt, kann zurückgenommen 
werden, wenn der Antragſteller nicht der Vater des Kindes iſt. Über die Zurücknahme ent⸗ 
ſcheidet der Senat. 
Die Zurücknahme der Ehelichkeitserklärung erſtreckt ſich auf die Abkömmlinge des Kindes. 
Mit der Zurücknahme verliert das Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes. 
Die elterliche Gewalt des Antragſtellers endigt. Das Kind und ſeine Abkömmlinge verlieren 
das Recht, den Familiennamen des Antragſtellers zu führen; ſie erlangen den früheren Fa⸗ 
miliennamen des Kindes. Zur Verheiratung vor Vollendung des einundzwanzigſten Lebens⸗ 
jahres bedarf das Kind nicht der Einwilligung der Mutter. 
Die Zurücknahme iſt unzuläſſig, wenn das Kind ohne Hinterlaſſung von Abkömmlingen 
geſtorben iſt.“ 
f Artikel 7 
Rechtsverhältniſſe der Staatenloſen 
Ss 25 
Artikel 29 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch erhält folgende Faſſung: 


„Artikel 29 
Soweit die Geſetze des Staates, dem eine Perſon angehört, für maßgebend erklärt ſind, 
werden die Rechtsverhältniſſe einer ſtaatenloſen Perſon nach den Geſetzen des Staates be⸗ 
urteilt, in dem ſie ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder mangels eines ſolchen ihren Aufenthalt 
hat oder zu der maßgebenden Zeit gehabt hat.“ 


Artikel 8 
Übergangsvorſchriften, Ermächtigung 
§ 26 

(1) Die Vorſchriften des Artikels 2 gelten auch, wenn das Kind vor dem e dieſer Ver⸗ 
ordnung geboren iſt. 

(2) Hatte der Ehemann der Mutter erſt, nachdem er auf Grund der bisher geltenden Vorſchriften 
ſein Anfechtungsrecht verloren hatte, oder nicht früher als drei Monate vor dieſem Zeitpunkt von den 
für die Anehelichkeit des Kindes ſprechenden Amſtänden Kenntnis erlangt, ſo beginnt die Friſt für die 
Anfechtung der Ehelichkeit mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung. 

(3) War vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung, nachdem der Mann, ohne ſein Anfechtungsrecht 
verloren zu haben, geſtorben war, die Unehelichkeit eines Kindes geltend gemacht, fo finden auf ein 
darüber anhängiges Verfahren die bisherigen Vorſchriften Anwendung. 


5 S 27 
Der Staatsanwalt kann die Ehelichkeit eines vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung geborenen 
Kindes zu Lebzeiten des Mannes früheſtens nach Ablauf eines Jahres ſeit dem Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung anfechten. Dies gilt nicht, wenn der Aufenthalt des Mannes unbekannt iſt oder wenn das An⸗ 
fechtungsrecht des Mannes nach § 26 Abſ. 2 erloſchen iſt. 8 


War vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung eine Anfechtungsklage des Mannes deshalb abge⸗ 
wieſen, weil er die Anfechtungsfriſt verſäumt oder das Kind als das ſeinige anerkannt hatte, ſo ſtehen 
die Vorſchriften über die Rechtskraft der Anfechtung nach den Vorſchriften des Artikels 2 nicht ent 
gegen. En 
2 8 29 fehlt 

8 30, 

(J) Iſt vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ein Vertrag über die Kindesannahme oder über 
die Aufhebung des Annahmeverhältniſſes rechtskräftig beſtätigt, jo finden die Vorſchriften dieſer Ver⸗ 
. über die Wirkung der Beſtätigung Anwendung. 

(2) Die gerichtliche Aufhebung eines vor Rent Be ae Were a n en An⸗ 
nahmeverhältniſſe iſt zuläſſig. 8 BHastsn. 570i Ind N 
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8 31 

(1) Iſt ein Kind vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung für ehelich erklärt, obwohl die geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen hierfür nicht vorlagen, ſo gilt dieſer Mangel als geheilt. 

(2) Die Vorſchriften über die Zurücknahme ($ 1785 a des Bürgerlichen Geſetzbuchs) finden auch auf 
Ehelichkeitserklärungen Anwendung, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ausgeſprochen worden 
ſind. . 

8 32 

Läßt der Staat, nach deſſen Geſetzen die Nechtsverhältniſſe einer ſtaatenloſen Perſon bisher zu be⸗ 
urteilen waren, die Scheidung einer Ehe dem Bande nach grundſätzlich nicht zu und iſt deshalb eine 
Klage abgewieſen, ſo ſtehen die Vorſchriften über die Rechtskraft der Scheidung der Ehe nicht entgegen. 


8 33 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1938 in Kraft. 


Danzig, den 31. Auguſt 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F 1781 Greiſer Dr. Wiers-Keiſer 


144 i Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung über die Anderung und Ergänzung familienrechtlicher 
Vorſchriften und über die Rechtsstellung der Staatenloſen. 
Vom 31. Auguſt 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 25 und 30 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver⸗ 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

e SS 1 bis 5 fehlen 
8 6 

(1) Vor der Entſcheidung über einen Antrag auf Aufhebung eines Kindesannahmeverhältniſſes 
hat das Gericht zu ermitteln, auf welche Perſonen ſich die Wirkungen der Aufhebung erſtrecken würden. 

(2) Hat das Gericht nach dem Ergebnis der Ermittlungen Zweifel, ob ihm alle Beſchwerde⸗ 
berechtigten bekannt geworden ſind, ſo kann es, unbeſchadet der Zuſtellung an die bekannten Beſchwerde⸗ 
berechtigten, die öffentliche Bekanntmachung der Entſcheidung anordnen. 

(3) Die Entſcheidung gilt allen Beſchwerdeberechtigten mit Ausnahme derjenigen, denen die Ent⸗ 
ſcheidung beſonders bekanntgemacht werden muß, als zugeſtellt, wenn ſeit der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung zwei Wochen verſtrichen ſind. 

(4) Die Art der öffentlichen Bekanntmachung beſtimmt das Gericht. Es genügt die Anheftung 
einer Ausfertigung oder einer beglaubigten Abſchrift der Entſcheidung oder eines Auszugs davon an 
der Gerichtstafel. Das Schriftſtück ſoll zwei Wochen, und wenn durch die Bekanntmachung der Entſchei⸗ 
dung eine Friſt in Gang geſetzt wird, bis zum Ablauf der Friſt an der Tafel angeheftet bleiben. 
Auf die Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung iſt es ohne Einfluß, wenn das Schriftſtück zu früh 
von der Tafel entfernt wird. Der Zeitpunkt der Anheftung und der Zeitpunkt der Abnahme ſind auf 
dem Schriftſtück zu vermerken. 

8 7 5 i 

Sit das Annahmeverhältnis aufgehoben, jo hat der Urfundsbeamte der Geſchäftsſtelle des Amts⸗ 
gerichts eine Ausfertigung der rechtskräftigen Entſcheidung den Standesbeamten zu überſenden, in 
deren Geburtenbüchern (Geburtsregiſtern) eine Eintragung erforderlich wird. Iſt eine Perſon, auf die 
ſich die Wirkungen der Aufhebung erſtrecken, nicht im Inland geboren, hat ſie aber im Inland gehei⸗ 
ratet, ſo iſt die Ausfertigung dem Standesbeamten zu überſenden, der das Familienbuch (Heirats⸗ 
regiſter) führt. == 

\ N 8 8 2 E | | 
§ 91 der Koſtenordnung vom 6. März 1937 (G. Bl. S. 217) erhält folgende Faſſunn: 
18. 91 a 
Annahme an Kindes ſtatt 
(1) Die volle Gebühr wird erhoben 
a) für die Beſtätigung des Vertrags, durch den jemand an Kindes Statt angenommen oder 
das durch die Annahme begründete Rechtsverhältnis wieder aufgehoben wird 
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b) für die Aufhebung des durch die Annahme begründeten Rechtsverhältniſſes im Wege gericht⸗ 
licher Entſcheidung ($ 12 der Verordnung über die Anderung und Ergänzung familienrecht⸗ 
licher Vorſchriften vom 31. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 372). 

(2) Der Geſchäftswert beſtimmt ſich nach 8 24 Abſ. 2. 

(3) Die höhere Verwaltungsbehörde it in keinem Falle zur Zahlung von Koſten verpflichtet. 
Bei einem Verfahren, das auf einem Antrag oder einer Beſchwerde der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde beruht, kann das Gericht den anderen am Verfahren Beteiligten die Koſten ganz oder 
teilweiſe auferlegen. 

(4) Im Verfahren über die Beſtätigung eines Annahmevertrags werden Gebühren nicht 
erhoben, wenn das reine Vermögen des Kindes nicht mehr als 5000 Gulden beträgt.“ 


8 9 

Ein Kind ſoll nicht für ehelich erklärt werden, wenn zur Zeit der Erzeugung des Kindes die Ehe 
zwiſchen den Eltern nach SS 6, 7 Abſ. 1 des Ehegeſetzes vom 25. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 249) 
verboten war. 

8 10 

(1) Ergeben ſich Anhaltspunkte dafür, daß ein Kind nicht von dem Manne abſtammt, auf deſſen 
Antrag es für ehelich erklärt iſt, ſo hat das für die Vorbereitung der Entſcheidung über die Zu⸗ 
rücknahme der Ehelichkeitserklärung zuſtändige Amtsgericht die erforderlichen Ermittlungen zu treffen 
und dem Senat die Unterlagen vorzulegen. 

(2) Die Vorbereitung der Entſcheidung über die Zurücknahme der Ehelichkeitserklärung liegt dem 
Amtsgericht ob, in deſſen Bezirk der Mann ſeinen Wohnſitz oder ſtändigen Aufenthalt hat oder zuletzt 
gehabt hat. Iſt danach eine Zuſtändigkeit im Inland nicht begründet, ſo liegt die Vorbereitung dem 
Amtsgericht Danzig ob. 

(3) Iſt das Kind geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo hat ihm das 
Amtsgericht einen Pfleger zu beſtellen, ſoweit dies zur Wahrnehmung der Rechte des Kindes erfor⸗ 
derlich erſcheint. 

(4) Bei der Vorbereitung der Entſcheidung hat das Amtsgericht feſtzuſtellen, auf welche Per⸗ 
ſonen ſich die Wirkungen der Zurücknahme erſtrecken würden. Es hat den Mann, das Kind und etwaige 
Abkömmlinge des Kindes, ſofern ſie das vierzehnte Lebensjahr vollendet haben, die Mutter des 
Kindes, und, falls dem Kind ein geſetzlicher Vertreter beſtellt iſt, dieſen zu hören. It das Kind 
oder ein Abkömmling verheiratet, ſo iſt auch der Ehegatte zu hören. Die Anhörung kann unterbleiben, 
wenn ſie untunlich iſt. 

8 11 

Die Zurücknahme der Ehelichkeitserklärung wird in dem Zeitpunkt wirkſam, der in der Verfügung 
über die Zurücknahme beſtimmt iſt. 

8 12 

Für das Verfahren über die Zurücknahme der Ehelichkeitserklärung werden Gebühren und Aus⸗ 
lagen nicht erhoben. 

i § 13 

Iſt die Ehelichkeitserklärung zurückgenommen, ſo hat der Urkundebeamte der Geſchäftsſtelle des 
Amtsgerichts, dem die Vorbereitung der Entſcheidung oblag, eine Ausfertigung der Verfügung über die 
Zurücknahme der Ehelichkeitserklärung den Standesbeamten zu überſenden, in deren Geburtenbüchern 
(Geburtsregiſtern) eine Eintragung erforderlich wird. §S 7 Satz 2 gilt entſprechend. 


s 14 
Dieje Verordnung tritt am 1. Oktober 1938 in Kraft. 


Danzig, den 31. Auguſt 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
11761 Greiſer Dr. Hoppenrath 
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